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1. Stellungnahme zum Antrag 

 

Beabsichtigte Neuregelung 

 

Mit dem vorliegenden Antrag stellt die Bundestagsfraktion Die Linke u. a. fest, 

dass es trotz der bestehenden Kooperation und wechselseitiger Absprachen 

der Aufsichtsbehörden der Länder und dem Bundesversicherungsamt immer 

wieder zu Unterschieden in der Aufsichtspraxis kommt. Die Linke fordert daher 

in ihrem Antrag, die Aufsicht über alle Krankenkassen einheitlich dem Bundes-

versicherungsamt zu unterstellen. 

 

Stellungnahme des vdek 

 

Der vdek und die in ihm zusammengeschlossenen Ersatzkassen haben in der 

Vergangenheit immer wieder darauf hingewiesen, dass für die Krankenkassen 

im Wettbewerb um neue Versorgungsformen ein vergleichbarer Wettbewerbs-

rahmen gelten muss. Die unterschiedliche Zuständigkeit der Länderaufsichten 

für landesunmittelbare Kassen und des Bundesversicherungsamtes für bundes-

unmittelbare Kassen hat wiederholt zu divergierenden Entscheidungen geführt. 

Mit Blick auf einen zunehmenden Vertragswettbewerb kann dies vor Ort zu-

künftig vermehrt dazu führen, dass Verträge mit inhaltlich vergleichbaren 

Sachverhalten unterschiedlich durch die jeweils für die Kasse zuständige Auf-

sicht ausgelegt und die Genehmigungspraxis unterschiedlich gehandhabt wird. 

Die Ersatzkassen fordern daher eine Vereinheitlichung der Aufsichtspraxis für 

alle Krankenkassen.  
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l. Stellungnahme zum Antrag

Beabsichtigte Neuregelung

Mit dem vorliegenden Antrag stellt clie Bundestagsfraktion Die Linke u. a. fest,
class es trotz der bestehenden Kooperation und wechselseitiger Absprachen
cler Aufsichtsbehérden cler Lander und dem Bundesversicherungsamt immer
wieder zu Unterschieden in cler Aufsichtspraxis kommt. Die Linke fordert daher
in ihrem Antrag, clie Aufsicht Liber alle Krankenkassen einheitlich dem Bundes—
versicherungsamt zu unterstellen.

Stellungnahme cles vdek

Der vdek und die in ihm zusammengeschlossenen Ersatzkassen haben in cler
Vergangenheit immer wieder darauf hingewiesen, class fiir die Krankenkassen
im Wettbewerb um neue Versorgungsformen ein vergleichbarer Wettbewerbs—
rahmen gelten muss. Die unterschiedliche Zustandigkeit cler Landeraufsichten
fiJr landesunmittelbare Kassen und cles Bundesversicherungsamtes f'Lir bundes—
unmittelbare Kassen hat wiederholt zu divergierenden Entscheidungen gefiihrt.
Mit Blick auf einen zunehmenden Vertragswettbewerb kann clies vor Ort zu—
kiinftig vermehrt dazu fiihren, class Vertrage mit inhaltlich vergleichbaren
Sachverhalten unterschiedlich durch die jeweils fiir clie Kasse zustandige Auf—
sicht ausgelegt und die Genehmigungspraxis unterschiedlich gehandhabt wird.
Die Ersatzkassen fordern daher eine Vereinheitlichung cler Aufsichtspraxis f'Lir
alle Krankenkassen.
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